
 

 

 

An die rheinland-pfälzischen 
Mitglieder des 
Deutschen Bundestages 

 

 

Mainz, den 19. Juni 2026 

Dringender Anpassungsbedarf beim Pflegeneuordnungsgesetz (PNOG) 

Sehr geehrte Frau Abgeordnete, sehr geehrter Herr Abgeordneter, 

die PflegeGesellschaft Rheinland-Pfalz vertritt gemeinsam mit ihren Mitgliedsverbänden den 

überwiegenden Teil der ambulanten Pflegedienste und stationären Pflegeeinrichtungen in 

Rheinland-Pfalz. Täglich sorgen mehr als 40.000 Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter in unseren 

Einrichtungen dafür, dass pflegebedürftige Menschen zuverlässig versorgt werden. 

Mit großer Sorge verfolgen wir den derzeitigen Entwurf eines Pflegeneuordnungsgesetzes 

(PNOG). Das Ziel, die finanzielle Stabilität der Pflegeversicherung zu verbessern, ist 

nachvollziehbar. Der vorliegende Entwurf droht jedoch nach unserer Einschätzung neue 

Probleme für die pflegerische Versorgung zu schaffen, ohne die bestehenden Strukturprobleme 

nachhaltig zu lösen. 

Wir möchten Sie deshalb bitten, sich im weiteren Gesetzgebungsverfahren für wesentliche 

Nachbesserungen einzusetzen. 

Besonders kritisch sehen wir die geplante Aussetzung der Tariftreueregelung sowie die 

vorgesehene Begrenzung der Refinanzierung von Personalkostensteigerungen. 

Die Pflegeeinrichtungen stehen weiterhin zu einer fairen und angemessenen Bezahlung ihrer 

Mitarbeitenden. Dies gilt sowohl für tarifgebundene Einrichtungen als auch für Einrichtungen, die 

das regional übliche Entgeltniveau zahlen oder sich freiwillig an Tarifwerken orientieren. Gerade 

diese Einrichtungen leisten einen wichtigen Beitrag zur Sicherung wettbewerbsfähiger Löhne in 

der Pflege. 

Der Gesetzentwurf führt jedoch dazu, dass künftig steigende Personalkosten nicht mehr in jedem 

Fall vollständig refinanziert werden können. Betroffen sind damit nicht nur tarifgebundene Träger, 

sondern sämtliche Einrichtungen, die ihre Mitarbeitenden angemessen bezahlen und im 

Wettbewerb um Fachkräfte bestehen wollen. 

Die Folge ist absehbar: Pflegeeinrichtungen geraten zunehmend in die Situation, steigende 

Löhne, zusätzliche Personalanforderungen, höhere Energie- und Sachkosten sowie weitere 

gesetzliche Anforderungen ohne auskömmliche Mittel finanzieren zu müssen. Gerade in 

wirtschaftlich ohnehin angespannten Zeiten entstehen dadurch erhebliche Finanzierungslücken. 

 

 

 



 
Wer gute Pflege will, muss auch die Finanzierung guter Arbeitsbedingungen sicherstellen. 

Werden angemessene Personalkosten nicht mehr verlässlich refinanziert, gefährdet dies die 

wirtschaftliche Stabilität vieler Einrichtungen und damit unmittelbar die pflegerische Versorgung 

vor Ort. 

Der Gesetzentwurf setzt damit Anreize, Personalkosten künftig nicht mehr am tatsächlichen 

Bedarf des Arbeitsmarktes, sondern an den Grenzen der Refinanzierung auszurichten. Dies kann 

nicht im Interesse einer hochwertigen und zukunftssicheren Pflegeversorgung sein. 

Ebenfalls mit großer Sorge betrachten wir die vorgesehenen Änderungen bei der Pflegeberatung 

und Pflegebegleitung. 

Deutschland verfügt heute über ein flächendeckendes Netz ambulanter Pflegedienste, die 

Pflegebedürftige und ihre Angehörigen direkt vor Ort beraten, anleiten und begleiten. Diese 

Strukturen haben sich über viele Jahre bewährt. Sie erreichen die Menschen dort, wo Pflege 

tatsächlich stattfindet – zu Hause. 

Der vorliegende Entwurf droht jedoch, bestehende Beratungsangebote zurückzudrängen und 

neue Parallelstrukturen aufzubauen. Gleichzeitig herrscht bereits heute ein erheblicher Mangel 

an Pflegefachkräften. Aus unserer Sicht darf es nicht dazu kommen, dass zusätzliche 

Pflegefachkräfte aus der direkten Versorgung abgezogen werden, um neue Verwaltungs- und 

Beratungsstrukturen aufzubauen. 

Bewährte Beratungs- und Schulungsangebote sollten deshalb erhalten, gestärkt und 

weiterentwickelt werden, anstatt funktionierende Strukturen zu ersetzen. 

Darüber hinaus vermissen wir im Gesetzentwurf wirksame Antworten auf die zentrale 

Zukunftsfrage der Pflege: Wie gewinnen wir ausreichend Personal für die Versorgung der 

pflegebedürftigen Menschen? 

Seit Jahren weisen die Verbände auf die Notwendigkeit hin, Anerkennungsverfahren für 

internationale Pflegefachkräfte deutlich zu beschleunigen, bürokratische Hürden abzubauen und 

vorhandene Qualifikationen schneller für die Versorgung nutzbar zu machen. Gerade in 

Rheinland-Pfalz erleben wir täglich, wie dringend diese Maßnahmen benötigt werden. 

Die seit langem geforderte gesetzliche Kompetenzvermutung für internationale Pflegefachkräfte, 

spürbare Beschleunigungen bei Anerkennungsverfahren und weitere praxisnahe Maßnahmen 

zur Personalgewinnung finden sich im Entwurf jedoch nicht oder nur unzureichend wieder. 

Ebenso kritisch bewerten wir verschiedene Leistungsänderungen und 

Budgetzusammenführungen. Es besteht die Gefahr, dass sie in der Praxis zu Einschränkungen 

bewährter Unterstützungsangebote und zu einer Schwächung der häuslichen Pflege führen. 

Pflegebedürftige Menschen und ihre Angehörigen benötigen jedoch mehr Unterstützung und 

mehr Verlässlichkeit – nicht weniger. 

Zusammenfassend befürchten wir, dass der vorliegende Entwurf zwar kurzfristige Entlastungen 

für die Finanzlage der Pflegeversicherung anstrebt, die finanziellen Risiken jedoch auf 

Pflegeeinrichtungen, pflegebedürftige Menschen, ihre Angehörigen und letztlich die Kommunen 

verlagert. 

 

 



 
Die pflegerische Versorgung in Deutschland steht bereits heute unter erheblichem Druck. Viele 

Einrichtungen kämpfen mit Fachkräftemangel, steigenden Kosten und zunehmenden 

wirtschaftlichen Belastungen. Zusätzliche Unsicherheiten gefährden die Stabilität eines 

Versorgungssystems, das für Millionen pflegebedürftiger Menschen unverzichtbar ist. 

Wir bitten Sie daher eindringlich, sich im weiteren parlamentarischen Verfahren insbesondere für 

folgende Nachbesserungen einzusetzen: 

• dauerhaft gesicherte und vollständige Refinanzierung tatsächlich gezahlter tariflicher und 

tarifähnlicher Personalkosten sowie der regional üblichen Entgelte, 

• Verzicht auf pauschale Vergütungsdeckelungen, die die tatsächliche Kostenentwicklung 

in der Pflege nicht abbilden, 

• Erhalt und Weiterentwicklung der bestehenden Beratungs- und Schulungsstrukturen, 

• wirksame Maßnahmen zur Gewinnung internationaler Pflegefachkräfte, 

• deutliche Beschleunigung der Anerkennungsverfahren, 

• Einführung einer gesetzlichen Kompetenzvermutung für internationale Pflegefachkräfte, 

• konsequenten Abbau bürokratischer Belastungen für Pflegeeinrichtungen, 

• Sicherstellung, dass notwendige Reformen nicht zulasten der Versorgungsqualität und 

Versorgungssicherheit erfolgen. 

Die Pflege braucht keine weiteren Übergangslösungen und kurzfristigen Sparmaßnahmen. Sie 

braucht verlässliche Finanzierungsstrukturen, ausreichend Personal und Rahmenbedingungen, 

die den Erhalt der bestehenden Versorgungsstrukturen sichern. 

Gerne stehen wir Ihnen für einen persönlichen Austausch zu den Auswirkungen des 

Gesetzentwurfs auf die pflegerische Versorgung in Rheinland-Pfalz zur Verfügung. 

 

Mit freundlichen Grüßen 

 

    

Jutta Schier   Gerhard Lenzen  Sebastian Rutten 

Vorsitzende   Vorsitzender   Geschäftsführer 

 

 

 


